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A Tragende Gründe und Beschluss  

A-1 Rechtsgrundlage 

Die Häusliche Krankenpflege-Richtlinie (HKP-RL) nach § 92 Absatz 1 Satz 2 Nummer 6 und Absatz 7 Fünf-
tes Sozialgesetzbuch (SGB V) wird vom Gemeinsamen Bundesausschuss (G-BA) zur Sicherung der ärztli-
chen Versorgung beschlossen. Sie dient der Gewähr einer ausreichenden, zweckmäßigen und wirt-
schaftlichen Versorgung der Versicherten mit häuslicher Krankenpflege. Als Anlage ist der HKP-RL ein 
Verzeichnis verordnungsfähiger Maßnahmen der häuslichen Krankenpflege (Leistungsverzeichnis) bei-
gefügt.  

Für die unter Nr. 27a des Leistungsverzeichnisses aufgeführten Leistungen der psychiatrischen häusli-
chen Krankenpflege sind in § 4 der Richtlinie Besonderheiten geregelt. § 4 Absatz 6 der HKP-RL enthält 
Regelungen zur Verordnungsbefugnis für psychiatrische häusliche Krankenpflege, insbesondere auch 
die verordnungsberechtigten Berufsgruppen. Mit Schreiben vom 16. Juli 2021 hat die KBV gegenüber 
dem G-BA beantragt, den Kreis der Verordnungsberechtigten für psychiatrische häusliche Krankenpflege 
(pHKP) auf Fachärztinnen und Fachärzte mit der Zusatz-Weiterbildung Psychotherapie auszuweiten. 
Diese können nach bisheriger Regelung in § 4 Absatz 6 der HKP-RL, wie die Hausärzte, Leistungen der 
pHKP verordnen, wenn eine Diagnosesicherung durch eine Vertreterin oder einen Vertreter der in § 4 
Absatz 6 Satz 1 der Richtlinie genannten Berufsgruppen vorliegt, die nicht älter als vier Monate ist. Der 
Gesamtverordnungszeitraum sollte in diesen Fällen 6 Wochen nicht überschreiten. 

A-2 Eckpunkte der Entscheidung 

Mit dem GKV-Versorgungsstärkungsgesetz vom 23. Juli 2015 ist die Verordnungskompetenz für Psycho-
therapeutinnen und Psychotherapeuten erweitert worden, um die Versorgung psychisch erkrankter 
Menschen zu verbessern. Neben der Veranlassung einer Krankenhauseinweisung oder auch der Verord-
nung einer medizinischen Rehabilitation hat der Gesetzgeber an dieser Stelle auch die Verordnungskom-
petenz für Soziotherapie erweitert. Eine Umsetzung dieser Befugnisse wurde am 16. März 2017 im G-
BA beschlossen. Mit Wirkung vom 4. Juli 2020 wurden auch Fachärztinnen und Fachärzte mit Zusatz-
Weiterbildung Psychotherapie in den Kreis der verordnungsberechtigten Berufsgruppen für Soziothera-
pie aufgenommen, da auch bei diesen Fachärztinnen und Fachärzten die fachliche Befähigung gegeben 
ist, Psychotherapie gemäß der Psychotherapie-Richtlinie in Verbindung mit der Psychotherapie-Verein-
barung zu erbringen. 

Seit dem 5. Dezember 2020 dürfen Psychologische Psychotherapeutinnen und Psychologische Psycho-
therapeuten auch Leistungen der pHKP verordnen. Wie in der Soziotherapie-Richtlinie wird nun auch bei 
der pHKP die Verordnungsbefugnis für Fachärztinnen und Fachärzte mit Zusatz-Weiterbildung Psycho-
therapie erweitert. Durch die Ergänzung in § 4 Absatz 6 Satz 1 wird der Facharztgruppe der Fachärztin-
nen und Fachärzte mit Zusatz-Weiterbildung Psychotherapie das gleiche Recht zur Verordnung einer 
pHKP zugesprochen wie u.a. Psychologischen Psychotherapeutinnen und Psychologischen Psychothera-
peuten. Die Fachärztinnen und Fachärzte mit Zusatz-Weiterbildung Psychotherapie bringen zudem auf-
grund ihrer fachärztlichen Ausbildung die Kompetenz mit, insbesondere die pflegerischen Aspekte bei 
der Verordnung von pHKP einbeziehen und beurteilen zu können. Aus der Ergänzung dieser Berufs-
gruppe in § 4 Absatz 6 Satz 1 folgt ihre Streichung in § 4 Absatz 6 Satz 5, so dass das bisherige Erfordernis 
der Diagnosesicherung und die Begrenzung des Verordnungszeitraums auf sechs Wochen bei Verord-
nung durch Fachärztinnen und Fachärzte mit Zusatz-Weiterbildung Psychotherapie entfallen. 
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A-3 Würdigung der Stellungnahmen 

Der G-BA hat die schriftlichen Stellungnahmen ausgewertet. Hieraus ergab sich ein redaktioneller Ände-
rungsbedarf in § 4 Absatz 6 Satz 3 der HKP-RL hinsichtlich der Bezugnahme auf die aktuelle (Muster-
)Weiterbildungsordnung (siehe Stellungnahme der BÄK und Auswertungstabelle zu den Stellungnah-
men im Kapitel 6 der Zusammenfassenden Dokumentation bzw. Abschlussbericht). Dieser wurde in den 
Beschlussentwurf aufgenommen. Im Übrigen ergab sich kein Änderungsbedarf am Beschlussentwurf. 

Das Stellungnahmeverfahren ist in Kapitel 6 der Zusammenfassenden Dokumentation bzw. Abschluss-
bericht abgebildet. 

A-4 Bürokratiekostenermittlung 

Durch die Änderung der Verordnungsbefugnis für Fachärztinnen und Fachärzte mit der Zusatz-Weiter-
bildung Psychotherapie erhöht sich die Anzahl an jährlichen Verordnungen für pHKP geringfügig. Die aus 
dem Ausfüllen des Verordnungsvordrucks resultierenden Bürokratiekosten verändern sich im Vergleich 
zum bisherigen Umfang nicht, da der Verordnungsvordruck derselbe bleibt. 

A-5 Verfahrensablauf 

Datum Gremium Beratungsgegenstand / Verfahrensschritt 

16.12.2021 G-BA Beschluss zur Einleitung des Beratungsverfahrens 

06.07.2022 UA VL Beschluss zur Einleitung des Stellungnahmeverfahrens vor abschließen-
der Entscheidung des G-BA (gemäß 1. Kapitel § 10 VerfO)  

05.10.2022 UA VL Mündliche Anhörung und Würdigung der schriftlichen und mündlichen 
Stellungnahmen sowie abschließende Beratung 

20.10.2022 G-BA Abschließende Beratung und Beschluss über eine Änderung der HKP-RL 

22.12.2022  Mitteilung des Ergebnisses der gemäß § 94 Absatz 1 SGB V erforderli-
chen Prüfung des Bundesministeriums für Gesundheit 

11.01.2023  Veröffentlichung im Bundesanzeiger 

12.01.2023  Inkrafttreten 
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A-7 Beschluss 

Veröffentlicht im BAnz am 11. Januar 2023, AT 11.01.2023 B4 

Beschluss 
des Gemeinsamen Bundesausschusses über eine Änderung der Häusliche Kranken-
pflege-Richtlinie: Verordnungsberechtigung für Fachärztinnen und Fachärzte mit der Zu-
satz-Weiterbildung Psychotherapie 
Vom 20. Oktober 2022 

Der Gemeinsame Bundesausschuss (G-BA) hat in seiner Sitzung am 20. Oktober 2022 beschlossen, die 
Häusliche Krankenpflege-Richtlinie (HKP-RL) in der Fassung vom 17. September 2009 (BAnz. Nr. 21a vom 
9. Februar 2010), die zuletzt durch die Bekanntmachung des Beschlusses vom 19. November 2021 (BAnz 
AT 25.03.2022 B1) geändert worden ist, wie folgt zu ändern: 

I. Die Richtlinie wird wie folgt geändert:  

1. § 4 Absatz 6 wird wie folgt geändert: 

a) Satz 1 wird wie folgt geändert:  

aa) Am Ende des 7. Spiegelstrichs wird der Punkt durch ein Komma ersetzt.  

bb) Folgender Spiegelstrich wird angefügt: 

„- Fachärztinnen und Fachärzte mit Zusatz-Weiterbildung Psychotherapie.“ 

b) In Satz 3 wird die Angabe „2003 in der Fassung vom 23. Oktober 2015“ ersetzt durch die An-
gabe „2018“. 

c) In Satz 5 werden die Wörter „sowie eine Fachärztin oder einen Facharzt mit Zusatzbezeich-
nung Psychotherapie“ gestrichen. 

II. Die Änderung der Richtlinie tritt am Tag nach der Veröffentlichung im Bundesanzeiger in Kraft. 

Die Tragenden Gründe zu diesem Beschluss werden auf den Internetseiten des G-BA unter www.g-ba.de 
veröffentlicht. 

Berlin, den 20. Oktober 2022 

Gemeinsamer Bundesausschuss 
gemäß § 91 SGB V 
Der Vorsitzende 

Prof. Hecken 

 
  

http://www.g-ba.de/
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A-8 Prüfung durch das BMG 
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B Stellungnahmeverfahren vor Entscheidung des G-BA 

B-1 Stellungnahmeberechtigte Institutionen/Organisationen 

Vor Entscheidungen des G-BA über die Änderung der Häusliche Krankenpflege Richtlinie wird den hierzu 
berechtigten Organisationen gemäß § 92 Absatz 7 Satz 2 SGB V, gemäß § 92 Absatz 7 Satz 2 SBG V i. V. m. 
§ 92 Absatz 7 Satz 1 Nr. 5 SGB V und gemäß § 91 Absatz 5 SGB V der Bundesärztekammer sowie der 
Bundespsychotherapeutenkammer und gemäß § 91 Absatz 5a SGB V dem Bundesbeauftragten für den 
Datenschutz und die Informationsfreiheit Gelegenheit zur Abgabe einer Stellungnahme zu der geplanten 
Richtlinienänderung gegeben. Die Stellungnahmen werden in die Entscheidung einbezogen.  

B-2 Einleitung und Terminierung des Stellungnahmeverfahrens 

Der Unterausschuss Veranlasste Leistungen beschloss in seiner Sitzung am 6. Juli 2022 die Einleitung des 
Stellungnahmeverfahrens. Die Unterlagen wurden den Stellungnahmeberechtigten am 6. Juli 2022 
übermittelt. Es wurde Gelegenheit für die Abgabe von Stellungnahmen innerhalb von vier Wochen nach 
Übermittlung der Unterlagen gegeben.  

B-3 Allgemeine Hinweise für die Stellungnehmer 

Die Stellungnahmeberechtigten wurden darauf hingewiesen,  

• dass die übersandten Unterlagen vertraulich behandelt werden müssen und ihre Stellungnah-
men nach Abschluss der Beratungen vom G-BA veröffentlicht werden können,  

• dass jedem, der gesetzlich berechtigt ist, zu einem Beschluss des Gemeinsamen Bundesaus-
schusses Stellung zu nehmen, soweit er eine schriftliche Stellungnahme abgegeben hat, in der 
Regel auch Gelegenheit zu einer mündlichen Stellungnahme zu geben ist. 

B-4 Übersicht über die Abgabe von Stellungnahmen 

Der UA VL hat in seiner Sitzung am 6. Juli 2022 folgenden Organisationen für dieses Beschlussvorhaben 
Gelegenheit zur Abgabe einer Stellungnahme erteilt. Die eingegangenen Stellungnahmen der Institutio-
nen/Organisationen, denen Gelegenheit zur Abgabe einer Stellungnahme (SN) gegeben wurde, sowie 
entsprechende Eckdaten zum Eingang sind in der nachfolgenden Tabelle dargestellt. 

 
Stellungnahmeberechtigte  Eingang SN Bemerkungen 

Stellungnahmeberechtigte gemäß § 91 Absatz 5 SGB V 

Bundesärztekammer (BÄK) 03.08.2022  

Bundespsychotherapeutenkammer 03.08.2022  

Stellungnahmeberechtigte gemäß § 91 Absatz 5a SGB V 

Bundesbeauftragter für den Datenschutz und die Informationsfreiheit 
(BfDI) 

07.07.2022 Verzicht 
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Stellungnahmeberechtigte  Eingang SN Bemerkungen 

Organisationen der Leistungserbringer gemäß § 92 Absatz 7 Satz 2 SGB V 

Arbeiterwohlfahrt Bundesverband e. V. (AWO) 03.08.2022  

Bundesverband privater Anbieter sozialer Dienste e.V. (bpa) 08.07.2022 Verzicht 

Deutscher Berufsverband für Pflegeberufe - Bundesverband e. V. (DBfK) 26.07.2022  

Deutsches Rotes Kreuz e. V. (DRK) 12.07.2022 Verzicht 

Diakonisches Werk der Evangelischen Kirche in Deutschland e. V.  
(Diakonie) 

20.07.2022  

Verband Deutscher Alten- und Behindertenhilfe e. V. (VDAB) 03.08.2022  

Bundesinitiative Ambulante Psychiatrische Pflege (bapp) 18.07.2022  

B-5 Unterlagen des Stellungnahmeverfahrens 

Neben dem Beschlussentwurf wurden den Stellungnehmern die Tragenden Gründe (jeweils mit Stand 
vom 6. Juli 2022) übermittelt. 
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B-5.1 Beschlussentwurf 
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B-5.2 Tragende Gründe 
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B-6 Auswertung und Würdigung der schriftlichen Stellungnahmen 

B-6.1 Auswertung der eingegangenen Stellungnahmen, der stellungnahmeberechtigten Organisationen/Institutionen 

Im Folgenden finden Sie die Auswertung der eingegangenen Stellungnahmen der stellungnahmeberechtigten Organisationen/Institutionen. Die Volltexte der 
schriftlichen Stellungnahmen sind im Anhang unter Abschnitt C abgebildet.  

B-6.1.1 Allgemeine Stellungnahmen  

Lfd. 
Nr.  

Institution/  
Organisation 

Stellungnahme/Änderungsvorschlag/Begründung Würdigung Beschluss-ent-
wurf (BE) 

1.  BÄK Die Bundesärztekammer begrüßt die Hinzufügung der Fachärztinnen und Fachärzte mit Zu-
satz-Weiterbildung Psychotherapie in den Kreis der zur Verordnung von psychiatrischer 
häuslicher Krankenpflege berechtigten Berufsgruppen.  

Kenntnisnahme der Zu-
stimmung 

Nein 

2.  bapp Eine zusätzliche Verordnungsberechtigung erhöht die Verfügbarkeit der Leistung für versi-
cherte Menschen. 

Kenntnisnahme der Zu-
stimmung 

Nein 

3.  Diakonie Die Diakonie Deutschland stimmt der Ausweitung des Kreises der Verordnungsberechtig-
ten für die psychiatrische häusliche Krankenpflege (pHKP) auf Fachärztinnen und Fachärzte 
mit der Zusatz-Weiterbildung Psychotherapie zu und hält sie für sachgerecht. 

Kenntnisnahme der Zu-
stimmung 

Nein  

4.  DBfK Der DBfK unterstützt den Antrag der KBV.  
Wir halten die Änderungen für sachgerecht und notwendig.  

Kenntnisnahme der Zu-
stimmung 

Nein 

5.  BPtK Zustimmung zu der im Beschlussentwurf vorgeschlagenen Änderungen in § 4 Abs. 6 HKP-
RL 

Die BPtK stimmt der vorgeschlagenen Erweiterung der Verordnungsberechtigung für psychi-
atrische häusliche Krankenpflege von Fachärzt*innen mit Zusatz-Weiterbildung Psychothe-
rapie zu. Wie in den Tragenden Gründen zum Beschlussentwurf dargelegt, verfügt diese Be-
rufsgruppe mit der Zusatz-Weiterbildung Psychotherapie auch über die Abrechnungsgeneh-

Kenntnisnahme der Zu-
stimmung 

Nein 
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Lfd. 
Nr.  

Institution/  
Organisation 

Stellungnahme/Änderungsvorschlag/Begründung Würdigung Beschluss-ent-
wurf (BE) 

migung für Psychotherapie gemäß Psychotherapie-Richtlinie in Verbindung mit der Psycho-
therapie-Vereinbarung und nimmt an der ambulanten psychotherapeutischen Versorgung 
von Patient*innen mit psychischen Erkrankungen teil.  

Die geplante Erweiterung der verordnungsberechtigten Berufsgruppen orientiert sich ent-
sprechend an der Versorgungspraxis und folgt dem Grundsatz, dass Menschen mit psychi-
schen Erkrankungen bei entsprechendem Bedarf insbesondere von derjenigen Leistungser-
bringer*in psychiatrische häusliche Krankenpflege verordnet bekommen können, bei der sie 
sich wegen ihrer psychischen Erkrankung bereits in fachärztlicher bzw. fachpsychotherapeu-
tischer Behandlung befinden.  
Die bisherigen Einschränkungen für diese Berufsgruppe, dass eine Verordnung nur möglich 
ist, wenn zuvor eine Diagnosesicherung durch eine Vertreter*in der in § 4 Absatz 6 Satz 1 
genannten Berufsgruppen erfolgt ist, die nicht älter als vier Monate ist, sowie die Begren-
zung des Verordnungszeitraums auf sechs Wochen, sind nicht sachgerecht. Sie können die 
multiprofessionelle Versorgung von Patient*innen mit schweren psychischen Erkrankun-
gen verkomplizieren und dazu führen, dass Patient*innen durch nicht erforderliche Doppe-
luntersuchungen bei ihnen unbekannten Leistungserbringer*innen belastet werden und 
die zeitnahe Integration der psychiatrischen häuslichen Krankenpflege in die Gesamtbe-
handlung erschwert wird. Daher begrüßt die BPtK die Ergänzung der Fachärzt*innen mit 
Zusatz-Weiterbildung Psychotherapie in § 4 Absatz 6 Satz 1 in der Auflistung der Berufs-
gruppen, die Maßnahmen der psychiatrischen häuslichen Krankenpflege verordnen dür-
fen. 

6.  AWO Zu § 4 Absatz 6 
Ergänzung von „Fachärztinnen und Fachärzte mit Zusatz-Weiterbildung Psychotherapie“ 

Der AWO Bundesverband unterstützt das Ansinnen der KBV den Kreis der Verordnungsbe-
rechtigten für psychiatrische häusliche Krankenpflege zu erweitern und stimmt der Auf-
nahme von Fachärztinnen und Fachärzte mit der Zusatz-Weiterbildung Psychotherapie zu.  
Mit der Erweiterung der Verordnungsberechtigten wird der Ausbau einer gesicherten Ver-
sorgung von Patient*innen mit psychiatrisch häuslicher Krankenpflege unterstützt. 

Kenntnisnahme der Zu-
stimmung 

Nein 
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B-6.1.2 Stellungnahmen zur § 4 Absatz 6 Satz 3 

Lfd. 
Nr.  

Institution/  
Organisation 

Stellungnahme/Änderungsvorschlag/Begründung Würdigung Beschluss-ent-
wurf (BE) 

7.  BÄK Ergänzend haben wir im Sinne einer weiteren Aktualisierungsmaßnahme folgende Anmer-
kung:  

In § 4 „Besonderheiten der psychiatrischen häuslichen Krankenpflege“ heißt es in Absatz 6 
Satz 3 HKP-RL: „Die in der Richtlinie verwendeten Weiterbildungsbezeichnungen richten sich 
nach der (Muster-) Weiterbildungsordnung der Bundesärztekammer 2003 in der Fassung 
vom 23. Oktober 2015 und schließen auch die Ärztinnen und Ärzte ein, welche eine entspre-
chende Bezeichnung nach altem Recht in den jeweiligen Bundesländern führen.“ 

Wir empfehlen, den Verweis auf die (Muster-)Weiterbildungsordnung zu aktualisieren 
und § 4 Absatz 6 Satz 3 wie folgt zu fassen: 
„Die in der Richtlinie verwendeten Weiterbildungsbezeichnungen richten sich nach der 
(Muster-)Weiterbildungsordnung der Bundesärztekammer 2018 und schließen auch die 
Ärztinnen und Ärzte ein, welche eine entsprechende Bezeichnung nach altem Recht in den 
jeweiligen Bundesländern führen.“ 

Der Empfehlung wird ge-
folgt. 

Ja 
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B-7 Mündliche Stellungnahmen 

B-7.1 Teilnahme an der Anhörung und Offenlegung von Interessenkonflikten 

Alle stellungnahmeberechtigten Organisationen/Institutionen, die eine schriftliche Stellungnahme abge-
geben haben, sowie nicht auf eine Anhörung verzichtet haben, sind fristgerecht zur Anhörung am 5. Ok-
tober 2022 eingeladen worden. Die Anhörungsberechtigten haben auf ihr mündliches Stellungnahme-
recht verzichtet.  

B-8 Würdigung der Stellungnahmen 

Der G-BA hat die schriftlichen Stellungnahmen gewürdigt und ausgewertet. Das Stellungnahmeverfah-
ren ist in Abschnitt B und C dokumentiert. Es haben sich aufgrund der schriftlichen Stellungnahmen Än-
derungen am Beschlussentwurf ergeben (vgl. Abschnitt B 6.1.1).  
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C Anhang 1 – Volltexte der eingegangenen Stellungnahmen zur Häusliche Krankenpflege-Richtlinie  
(Volltexte der eingegangenen Stellungnahmen zu HKP-RL) 
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